
Kreis seinen Plan, der entsprechend dem zentral be­
schlossenen • Volkswirtschaftsplan die ökonomische 
Hauptaufgabe auf die Lage seines Bereichs konkreti­
siert. Es scheint zunächst, als ob ein Gericht seine 
Tätigkeit nicht „planen“ kann, da ja Verbrechen und 
zivilrechtliche Streitfälle unabhängig von der Planung 
durch das Gericht entstehen. Wir halten eine Planung 
der Arbeit des Gerichts, und zwar auch der Rechtspre­
chung, nicht nur für möglich, sondern auch für not­
wendig.

Es ist selbstverständlich, daß es dafür kein schema­
tisches Rezept geben kann. Es ist auch weiter selbstver­
ständlich, daß die Grundsätze, die die Gesetzlichkeit 
des gerichtlichen Verfahrens garantieren — die Un­
abhängigkeit der Richter, die Gleichheit der Bürger vor 
dem Gesetz, die Wahrung der Rechte des einzelnen 
Bürgers —, nicht verletzt werden dürfen und daß auch 
die gesetzlich vorgeschriebenen Fristen für die Durch­
führung von Strafverfahren eingehalten werden müs­
sen. Trotzdem wird eine Planung der Rechtsprechung 
in verschiedener Hinsicht möglich sein. So kann eine 
Übereinstimmung zwischen der Arbeit des Gerichts und 
dem Arbeitsplan des Kreises dadurch hergestellt wer­
den, daß die Gerichte die bei ihnen eingehenden Sachen 
nicht der Reihe nach schematisch „abarbeiten“, sondern 
den Sachen besondere Aufmerksamkeit zuwenden, die 
in unmittelbarem sachlichem oder persönlichem Zusam­
menhang mit den Schwerpunkten des Kreises stehen. 
Das kann zum Ausdruck kommen in der Schnelligkeit 
der Behandlung wie in der Gründlichkeit der Erfor­
schung der Ursachen einer bestimmten strafbaren 
Handlung, in der Durchführung des Strafverfahrens vor 
einer erweiterten Öffentlichkeit und der Organisierung 
der erzieherischen Durchsetzung und der Erläuterung 
des Urteils. So wird das Gericht eines Kreises, der die 
Rentabilität bestimmter landwirtschaftlicher Produk­
tionsgenossenschaften erstrebt, allen Ereignissen auf 
dem Gebiet der Landwirtschaft besondere Aufmerk­
samkeit widmen. Das Gericht eines Kreises, in dem 
die Chemie in Zukunft besondere Produktionsaufgaben 
zu erfüllen hat, wird allen Gesetzesverletzungen auf 
diesem Gebiet besonders gründlich nachgehen.

Dabei dürfen die Gerichte nicht in einen primitiven 
Ökonomismus verfallen, sondern sie müssen sich der 
Tatsache bewußt sein, daß im Sozialismus der Arbei­
tende zugleich der Organisator seiner Arbeit ist, d. h., 
sie müssen auch allen denjenigen -Vorgängen volle Auf­
merksamkeit widmen, die die Arbeitslust, die schöpfe­
rische Initiative, die Arbeitsfreude der Arbeiter und 
Bauern, die an den Schwerpunkten des Planes des Krei­
ses arbeiten, beeinträchtigen könnten. Es kann z. B. 
unter diesem Gesichtspunkt der Planung der Arbeit 
notwendig sein, etwa sich häufenden, an sich gering­
wertigen Diebstählen an persönlichem Eigentum von 
Arbeitern eines wichtigen Betriebes schnell und gründr 
lieh nachzugehen und einen dem Wert nach vielleicht 
viel größeren Einbruch diebstahl in einem Geschäft 
unter Wahrung aller Forderungen der Gesetzlichkeit 
erst in zweiter Linie zu verhandeln.

Eine zweite Seite der Planung der Rechtsprechung 
kommt darin zum Ausdruck, daß Erfahrungen, die be­
reits früher bei der Lösung gleicher ökonomischer Auf­
gaben gemacht worden sind, wie z. B. auf Großbau­
stellen, den Staatsanwälten und Richtern der Kreise 
und Bezirke, die jetzt mit solchen Aufgaben neu be­
ginnen, rechtzeitig übermittelt werden.

Und schließlich kann durch ein schnelles und recht­
zeitig durchgeführtes Strafverfahren weiteren Verbre­
chen vorgebeugt werden. Wir müssen z. B. feststellen, 
daß noch immer die Verschiebung von Baumaterialien 
an großen Baustellen nicht restlos verhindert ist und 
daß in der Nähe solcher großer Neubauten sog. Schwarz­
bauten geradezu mit einer gewissen 'Gesetzmäßigkeit 
auftauchen. In solchen Fällen müssen diejenigen, die 
sich am Volkseigentum vergehen, schnell bestraft wer­
den, und zwar in einer solchen Weise, daß sowohl die 
Ursachen Solcher Verbrechen beseitigt werden als auch 
Schiebern und Spekulanten ein für allemal die Lust 
zu solchen Verbrechen vergeht. Dabei wird man wieder 
nicht formal und undifferenziert Vorgehen, sondern vor 
allem den gefährlichen, den sozialistischen Aufbau be­
wußt und skrupellos Zuwiderhandelnden Tätern alle 
Aufmerksamkeit zuwenden.

Diese Gedanken zur Planung der Rechtsprechung der 
Gerichte gelten nicht nur für Verfahren der ersten In­
stanz, sondern sie lassen sich genauso für die zweite 
Instanz entwickeln, und sie sind auch keineswegs nur 
auf das Gebiet des Strafrechts beschränkt, sondern gel­
ten gleichermaßen für das Gebiet der Zivil- und Fami­
lienverfahren.

Die Aufgabe, die Bürger zu sozialistischem Bewußt­
sein und zur Wahrung der sozialistischen Gesetzlichkeit 
zu erziehen, hat einen sehr breiten Umfang. Sie ist auch 
nicht von den Gerichten allein zu lösen, sondern die 
Gerichte beteiligen sich an dieser allgemeinen Aufgabe 
zur Entwicklung des sozialistischen Lebens und Verhal­
tens. Sie gewinnt für die Straforgane, im besonderen 
auch für die Gerichte, einen neuen Aspekt durch die 
Forderung, in ständig zunehmendem Maße die gesell­
schaftliche Erziehung von Bürgern, die die Gesetze ver­
letzt haben, zu organisieren. Für die Straforgane der 
Deutschen Demokratischen Republik gelten die gleichen 
Gedanken, die eine Richtlinie des Obersten Gerichts 
der Sowjetunion vor kurzem festlegte:

Harte Strafen gegen die Feinde der sozialistischen 
Ordnung;
bei geringen Rechtsverletzungen gerichtliche Strafen, 
die ohne Freiheitsentziehung die gesellschaftliche Er­
ziehung des Verurteilten sichern; 
bei solchen Handlungen, bei denen wegen ihrer man­
gelnden Gesellschaftsgefährlichkeit eine gerichtliche 
Bestrafung nicht erforderlich ist, ausschließlich An­
wendung von Maßnahmen gesellschaftlicher Er­
ziehung.
Das Strafrechtsergänzungsgesetz gibt die Möglichkeit, 

neben der Geldstrafe vor allem die Strafe des „öffent­
lichen Tadels“ und der „bedingten Verurteilung“ als 
Strafen ohne Freiheitsentziehung anzuwenden. Dieses 
Gesetz gibt in konsequenter Anwendung des materiel­
len Verbrechensbegriffs auch die Möglichkeit, bei man­
gelnder Gesellschaftsgefährlichkeit einer Tat, vor allen 
Dingen wegen ihrer Geringfügigkeit, und in den Fällen, 
in denen eine ernste Wandlung des Täters nach der Tat 
eingetreten ist, von Strafe abzusehen. In allen diesen 
Fällen ist es notwendig, daß das Gericht sich darum 
kümmert, daß nach Ausspruch seines Urteils oder nach 
der Einstellung des Strafverfahrens die gesellschaftliche 
Erziehung im Betrieb, im besonderen auch durch die 
Schöffen dieses Betriebes, oder auch im Wohnbereich 
oder der Produktionsgenossenschaft, der der Verurteilte 
angehört, organisiert wird. Hierbei bilden die neuen 
Formen des sozialistischen Lebens, wie sie sich z. B. in 
den sozialistischen Brigaden in den Betrieben äußern, 
wichtige Ansatzpunkte für die Durchführung der gesell­
schaftlichen Erziehung. Auf Grund dieser gesetzlichen 
Bestimmungen konnten bereits im vergangenen Jahre, 
gestützt auf eine gemeinsame Anleitung des General­
staatsanwalts und des Ministers der Justiz, wichtige 
Schritte in dieser Richtung gemacht werden.

Nunmehr stehen aber die gesellschaftlichen Organi­
sationen und die Justizorgane der Deutschen Demokra­
tischen Republik vor einem neuen Schritt. Auf dem
4. Plenum des Zentralkomitees der SED wurde vom 
Genossen Walter Ulbricht der Vorschlag unterbreitet, 
dazu überzugehen, bestimmte Handlungen nicht mehr 
als strafrechtlich zu verfolgende Verbrechen des Straf­
gesetzbuches zu betrachten, sondern sie als Ordnungs­
widrigkeiten oder Disziplinarverstöße zu behandeln und 
ihnen gegenüber mit entsprechenden Maßnahmen nicht­
strafrechtlichen Charakters zu reagieren. Zu solchen 
Gesetzesverletzungen, denen nicht mehr der Charakter 
eines gesellschaftsgefährlichen Verbrechens zukommt, 
könnten z. B. geringwertige Verletzungen gesellschaft­
lichen Eigentums, Beleidigungen und leichte Körperver­
letzungen im Betrieb und geringwertige Diebstähle 
unter Kollegen gerechnet werden. Der Grund für diesen 
Schritt liegt einmal in der Festigung der staatlichen 
Ordnung der Deutschen Demokratischen Republik, die 
es gestattet, die Maßstäbe der Gesellschaftsgefährlich­
keit neu festzulegen. Sie hat vor allem ihren Grund 
aber in der seit dem letzten Jahre sprunghaft steigen­
den Entwicklung des sozialistischen Bewußtseins der 
Werktätigen. Dies drückte sich bereits in der großen 
Wettbewerbsbewegung zu Ehren des V. Parteitags der 
SED aus, zeigte sich in dem Elan und Erfolg, mit dem 
in Durchführung des V. Parteitags die Volkswirtschafts-
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